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Zürich, 09. März 2005

Interpellation von Gregor Bucher (Grüne)

Das Sicherheitskonzept für das Zürcher Rathaus ist völlig ungenügend. Selbst mit
den geplanten Massnahmen (z.B. Umbau Saaltüre) werden viele gesetzl iche Be-
St immungen nach wie vor grob verletzt. Z u m Beispiel müssen Versammlungsräume
für mehr als 100 Personen zwingend über einen zweiten Treppenabgang ver fügen.
Aufgrund einer Intervention der kantonalen Feuerpolizei mussten im Pr imarschulhaus
„ Im Birch" etl iche Räume der Nutzung entzogen werden. Verschiedene zentrale
Räumlichkei ten können dort nicht mehr genutzt werden. Wi r erkennen darin eine
krasse Ungleichbehandlung und ein wil lkürl iches Vorgehen kantonaler Instanzen. In
Bezug auf die Gemeinderatsversammlungen müssen Verantwort l ichkeiten diskutiert
werden, weshalb ich den Stadtrat bitte, fo lgende Fragen inklusive Begründung zu
beantworten:

1. Teilt der Stadtrat die Ansicht des Interpellanten, dass betreffend Sicherheit der
Kanton das Rathaus und das Primarschulhaus „ Im Birch" mit unterschiedl ichen
Ellen misst?

2. Ist er bereit, e ine Gleichbehandlung beim Regierungsrat einzufordern, notfalls
mittels jur ist ischer Mittel?

3. Ist der Stadtrat der Ansicht, die gel tenden Sicherhei tsbest immungen für Gebäude
seien r icht ig, notwendig und würden verhältnismässig angewandt?

4. Sind dem Stadtrat alle Sicherhei tsmängel im Rathaus bekannt? Bitte aufl isten.
5. Kann der Stadtrat verantworten, dass sich im Rathaus die Mitgl ieder des Stadt-

und Gemeinderats, das Parlamentspersonal sowie Gäste auf der Tr ibüne wö-
chentl ich versammeln trotz erhebl icher baulicher Sicherheitsmängel?

6. Teilt der Stadtrat d ie Ansicht des Interpellanten, dass das Rathaus auf der Basis
der aktuel len Rechtslage (Brandschutz, Gebäudesicherheit , Schutzwürdigkeit
etc.) gar nicht den Normen entsprechend sicher gemacht werden kann?

7. Ist der Stadtrat bereit, e inen neuen Standort zu suchen, wo die Gemeinderatssi t -
zungen abgehal ten werden können?

8. Wil l der Stadtrat d ie Erstel lung eines neuen Ratsgebäudes in der Stadt prüfen,
idealerweise in Kooperat ion mit dem Kanton, beispielsweise an Stelle des soge-
nannten „Globus-Provisor iums"?


